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Grüne und Mittelstandsverband kritisieren punktuelle Verzinsung bei 

Rückzahlungsforderungen der Corona-Soforthilfen scharf 

 

(München, 13.09.2023) 

Endlich faire und transparente Lösungen statt willkürlichem Bayern-Chaos für Unternehmen und 

Soloselbstständige – das fordern die kulturpolitische Sprecherin der Grünen Fraktion im Bayerischen 

Landtag und der Mittelstandsverband BVMW in Bayern.  

Viele Soloselbstständige und Kleinunternehmer sind davon ausgegangen, dass die Hilfen, wie von 

Ministerpräsident Söder versprochen, nicht zurückgezahlt werden müssen. Etliche haben auch nur 

bayerische Hilfen erhalten, die zu Beginn ausgezahlt wurden. Seit Herbst letzten Jahres werden nun doch 

Rückzahlungsforderungen erhoben, die Frist und auch die Bedingungen für die Rückzahlungen wurden auf 

Grund von Protesten und vielen Fragezeichen bei den Betroffenen auf die Zeit nach der Bayern-Wahl 

verschoben. Trotzdem erhebt jetzt der Regierungsbezirk Unterfranken als erste bayerische 

Regierungsbehörde auch rückwirkend seit 2020 Zinsen auf Rückzahlungsforderungen, die mit einem 

Einspruch seitens der betroffenen Unternehmen beantwortet wurden.  

Sanne Kurz von den Landtagsgrünen: „Jetzt ist es offiziell: Menschen aus Unterfranken, die Soforthilfe 

erhalten haben, müssen nun Zinsen auf zu viel erhaltene Hilfe zahlen. Die Menschen in Mittelfranken aber 

nicht. Dass es nun auch noch zu unterschiedlichen Regeln in den Bezirken kommt, wo es Bayern mit seinen 

Dauer-Sonderwegen nicht mal schafft, auf Länderebene gleiche Bedingungen für seine Soloselbstständigen 

herzustellen, das ist wirklich unfassbar. Wir Grüne haben die Staatsregierung schon im März aufgefordert, 

transparente Lösungen für die Rückforderungen der Corona-Soforthilfe zu erarbeiten, um vor allem 

Soloselbstständige nicht wieder mit einem Wirrwarr an Sonderwegen, Chaos und Unsicherheiten zu 

belasten. Passiert ist nichts! Auch die von uns geforderte und dann in Form der Härtefallkommission 

versprochene Beratung kam bis heute nicht.“  

Achim von Michel, Politikbeauftragter im Verband Der Mittelstand.BVMW ergänzt: „Aktuell sind im 

Freistaat mehrere Klagen der Kanzlei Steinbock & Partner zur Rückzahlung von Corona-Soforthilfen 

anhängig. Die Regierung von Oberbayern hat aufgrund der Klage bereits eingeräumt, dass das Online-

Rückmeldeverfahren nicht verpflichtend ist. Bis auch die übrige Rechtslage eindeutig geklärt ist, sollte die 

Staatsregierung von den Rückforderungen generell Abstand nehmen, um den Verwaltungsaufwand nicht ins 

Uferlose zu treiben.  Sonst verspielt sie das Vertrauen der Menschen in staatliche Institutionen endgültig. 

Jetzt punktuell und ohne generelle Abstimmung der Regierungsbehörden einfach rückwirkend Zinsen seit 

2020 zu fordern, nur weil die betroffenen Unternehmer der Rückzahlung widersprochen haben, das geht gar 

nicht.“ 
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